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«Unverzichtbare Verzichte»
Die bürgerliche Kantonsrats-
mehrheit hat gestern Dienstag
die finanziellen Entlastungs-
massnahmen der Regierung
grösstenteils durchgesetzt.

Von Ruedi Hertach

St. Gallen. – Zwar markierte das
linksgrüne Lager in der Grundsatzde-
batte zum Ausgaben- und Finanzplan
tapfer und wortreich seine Position:
Die bürgerliche Finanzpolitik sei «ba-
den gegangen», befand die SP, doch
«ausbaden» müsse solche «Unver-
nunft» jetzt das breiteVolk.

Steuerpolitik «vom Volk gewollt»
Doch solcheVorhaltungen prallten an
der bürgerlichen Mehrheit ebenso ab
wie der grüne Rückweisungsantrag
zum ganzen Massnahmenpaket.Es sei
falsch, konterten FDP, SVP und CVP,
die drohenden Finanzlöcher des Kan-
tons einfach der Steuerpolitik in die
Schuhe zu schieben.

DasVolk habe die Steuerentlastun-
gen mit satten Mehrheiten gewollt,
betonte auch Finanzchef Martin Geh-
rer, und ohne sie befände sich St. Gal-
len jetzt völlig am Schwanz. Was die
SP wolle, sei ein sattes Welschland-
Steuerniveau, meinte der FDP-Präsi-
dent, notwendig sei aber, sich an je-
nem der übrigen Ostschweiz zu orien-
tieren.

Eine Steuerfusserhöhung, wie die
Regierung sie erwäge, sei daher «nur
als allerletzte Massnahme» denkbar,
liess die Finanzkommission verlau-
ten; stattdessen sei das Gros der be-
antragten Sparmassnahmen durchzu-
setzen, und es sei durch weitere Auf-
wanddrosselungen zu verstärken –
und zwar beim Kanton selber statt
durch blosse Überwälzungen auf Ge-
meinden und Gebührenpflichtige.

Der Finanzchef warnte zwar: Es ha-
be im Kantonshaushalt «nicht belie-
big Luft drin», die man einfach noch
irgendwie rauslassen könne, und man
dürfe auch Unwägbarkeiten (NFA,
Nationalbank usw.) nicht ausblenden.
Zu beachten seien zudem die be-
trächtlichen fremdbestimmten Kos-
tenblöcke (z. B. Spital- und Pflegefi-
nanzierung), deren Aufwand sich
nicht beeinflussen lasse, betonte auch
die SP.

«Keine wirkliche Verzichtsplanung»
Doch die im Parlament vorherrschen-
de Meinung lautete, über dieAnträge
der Regierung hinaus seien weitere

Aufwandverzichte als unverzichtbar
zu betrachten. DieWeichen dazu wer-
den indessen erst heute Mittwoch bei
der Behandlung der entsprechenden
Zusatzaufträge gestellt. Die Chancen
für Letztere dürften nicht schlecht
sein, sprach sich doch neben SVP und
FDP auch die CVP bereits in dieser
Richtung aus.

Die SVP kritisierte, die bislang vor-
liegenden Massnahmenanträge der
Regierung seien mit wenigenAusnah-
men (Bibliothek, Textilmuseum) kei-
ne wirklicheVerzichtsplanung; hätten
alle Departemente soviel beigesteu-
ert wie jenes von SVP-Bildungschef
Kölliker, dann sähe es anders aus.

Von kommunaler Seite wurde eine
baldige ernsthafte Aufgabenteilung
zwischen Kanton und Gemeinden ge-
fordert; daraus könne ein realistisches
Sparpotenzial resultieren, das sich
von blossen Kostenverlagerungen
vom Kanton zu den Gemeinden un-
terscheide.

Der Finanzchef erklärte dazu, die
Regierung habe den Gemeinden
durchaus nicht einfach beliebige, son-
dern gezielte und zumutbare Zusatz-
lasten zugedacht, und die kommuna-
le Finanzlage sei insgesamt als gut zu
betrachten. Man nehme aber denAuf-
trag betreffend Aufgabenteilung sehr
wohl entgegen.

Papier, Papier, Papier: Die Weibel müssen zu den finanziellen Entlastungsmassnahmen der Regierung unablässig
Streichungs- und Änderungsanträge an die Parlamentarierpültlein tragen. Bild Regina Kühne

Meist erfolgloses Anrennen gegen die
Sparanträge von Regierung und Kommission
Es gab gestern stundenlang fast
immer dasselbe Strickmuster
im Kantonsrat: Die Regierung
stellte Sparanträge, die Finanz-
kommission war dafür – und
die Linke vergeblich dagegen.

Von Ruedi Hertach

St. Gallen. – Stunde um Stunde zog
sie sich hin, die gestrige Kantonsrats-
debatte zu den Massnahmen, welche
die Regierung für die Entlastung des
Kantonshaushaltes beantragte – und
doch waren am Abend erst 41 der 54
Punkte beraten. Fast alle von ihnen
wurden ganz oder teilweise be-
kämpft, in der Regel von links – doch
allermeistens setzten sich die Kürzun-
gen durch. Das war insofern bemer-

kenswert, als im Vorfeld der Debatte
gar manche handfeste Lobby auf die
Kantonsratsmitglieder losgestürmt
war,die ihren Interessenbereich vehe-
ment von Einsparungen zu verscho-
nen trachtete.

Eine Reihe von Sparverdikten wird
allerdings nicht sofort wirksam, son-
dern erst, wenn die nötigen Gesetzes-
änderungen beschlossen sind.

Aufwallung für Italienisch
Prominenteste Ausnahme von der
Kürzungsregel: Das Mittelschul-
Schwerpunktfach Italienisch blieb mit
67:45 ungeschoren. Hier freilich gab
es nicht nur linksgrüne Opposition
(z. B. von Silvia Kündig, die auch für
diverse andere Anliegen kämpfte),
sondern auch bürgerliche Gegenwehr.
Zum Teil kam sie sogar in gekonnter
italienischer Sprache daher, aber auch
im urchigen Linthgebiets-Hoch-
deutsch von Beat Jud (CVP).

Auch sonst sorgten die Kürzungs-
anträge zum Bildungsbereich für die
heftigsten Diskussionen – zum Teil in
scharfem Schlagabtausch zwischen
der Linken und dem SVP-Bildungs-
chef. Im Ergebnis zeigte sich der Rat
aber auch hier unerbittlich.

Zu den raren Bereichen, in denen
sich Streichungsanträge gegen Spar-
vorschläge der Regierung durchset-
zen, gehörten hingegen die Bereiche
Opferhilfe sowie Sprachheilschul-
Internatsplätze – in beiden Fällen hat-
te da aber neben der SP auch die FDP
opponiert.

Kantonsratsausflug gerettet!
Auch bei sich selber wollte der Kan-
tonsrat nur teilweise sparen: Er be-
schloss zwar den Rückfall ins frühere
System mit nur vier statt fünf (dafür

längeren) Sessionen und denVerzicht
auf die seit dem Zuger Massaker von
2001 praktizierten Sicherheitsmass-
nahmen während der Parlamentsta-
gungen. Doch als dann der tausend-
fränkige Infrastrukturbeitrag pro

Ratsmitglied oder der jeweilige Kan-
tonsratsausflug zur Debatte standen,
erlahmte der Kürzungswille urplötz-
lich: «Mit dem guten Beispiel voran-
gehen», wie da vorgeschlagen wurde,
mochte die Mehrheit denn doch nicht.

Für Italienisch: Auch Beat Jud vertei-
digt das Mittelschul-Schwerpunktfach.

Der Kantonsrat hat gestern zu 41 von 54
Elementen der Verzichtsplanung seine
Entscheide gefällt. Hier eine Auswahl
dieser Beschlüsse in Stichworten:

ÇKantonsrat: Die Sessionszahl soll wie-
der von fünf auf vier reduziert und der Si-
cherheitsdienst gestrichen werden.

ÇOpferhilfe: Hier wurde ein Kürzungsan-
trag der Regierung auf FDP/SP-Empfeh-
lung knapp verworfen.

ÇöV: Die öV-Gemeindebeiträge sollen un-
befristet erhöht, das öV-Angebot an
Abenden und am Wochenende einge-
schränkt und die Tarife aufgestockt wer-
den.

Ç Landwirtschaft: Beiträge für ökologi-
sche Leistungen und für Bodenverbes-
serungen werden begrenzt, die Tarife
des Landwirtschaftlichen Zentrums er-
höht.

ÇÄmterfusion: Gegen den Willen von
Volkswirtschaftschef Joe Keller be-
schloss der Kantonsrat auf FDP-Antrag
hin die (Wieder-)Zusammenlegung der
Ämter für Wirtschaft und für Arbeit.

ÇErgänzungsleistungen: Der Beitrag für
persönliche Auslagen bei Heimbewoh-
nenden wurde gekürzt.

ÇBehinderteneinrichtungen: Die Baubei-
träge des Kantons werden eingeschränkt.

ÇSonderschulen: Eine Kostenverlagerung
zu den Gemeinden wurde gebilligt.

Ç Italienisch: Am Mittelschul-Schwer-
punktfach Italienisch wurde nach leiden-
schaftlicher Debatte mit 67:45 festgehal-
ten.

ÇNichtstaatliche Gymnasien: Gutgeheis-
sen wurde trotz heftiger CVP-Gegen-
wehr eine erhebliche Kürzung der Beiträ-
ge an die drei nichtstaatlichen Gymna-
sien.

ÇUni-Studiengebühren: Die Studienge-
bühren für die Universität St. Gallen wur-
den gemäss Regierungsanträgen erhöht
(für Schweizer um 25 Prozent, für Aus-
länder eine annähernde Verdoppelung);
ein Antrag auf stärkere Erhöhung wurde
jedoch verworfen.

ÇÜbriges Bildungswesen: Den Kür-
zungsanträgen der Regierung bei Lehr-
meisterkursen, Laufbahnberatung, In-
strumentalunterricht, Mittelschul-Freifä-
chern, Fachmittelschul-Informatik,
Schulpsychologischem Dienst, Brücken-
angeboten usw. wurde zugestimmt, jene
zu den Lehrwerkstätten durch eine Pau-
schalkürzung ersetzt. (rh)

FINANZMASSNAHMEN-ENTSCHEIDE IM ÜBERBLICK

AUS ERSTER HAND

«Ich verdiene
weniger als
ein GA»

Mit Kantonsrätin Yvonne Suter*
sprach Marc Allemann

Frau Suter, am Dienstag war Ihr zweiter
Tag als Kantonsrätin. Wie lief es?
Yvonne Suter: Es war spannend.Es ist
eine Ehre, in BeniWürths grosse Fuss-
stapfen treten zu dürfen. Ich habe
Schuhgrösse 36: Es wird also eine He-
rausforderung sein, Schritt zu halten.
Aber ich versuche, mit anderen Qua-
litäten zu punkten.

Sie sind 33, im mittleren Kader einer
Bank und Kantonsrätin. Und Sie kandi-
dieren für den Nationalrat. Sind Sie
noch zu bremsen?
Mich fragen manchmal die Leute, wo-
her ich die Energie nehme. Ich kann
nur sagen, dass es unglaublich Spass
macht, Herausforderungen anzuneh-
men. Ich nehme es sportlich und bin
Realistin: In der Politik ist vieles, auch
der Erfolg, unberechenbar.

Sie arbeiten bei einer Bank. Macht Sie
das als Kantonsrätin befangen?
Die grösste Herausforderung ist, Beruf
und Politik zeitlich unter einen Hut zu
bringen.Klar, sind mir dieAnliegen un-
sererWirtschaft wichtig.Aber ich bilde
mir meine Meinung immer selber.

Die Sessionsunterlagen füllen einen
Ordner. Haben Sie das alles gelesen?
Es war ein happiger Brocken.An den
Fraktionssitzungen bereiten wir uns
aber systematisch auf die Session vor.

Der Kanton muss sparen. Warum sparen
die Kantonsräte nicht bei sich selber?
Kantonsräte verdienen nicht viel. Mit
unserem Lohn kann man nicht einmal
ein Generalabonnement bezahlen.
Aber ich teile dieAnsicht des Finanz-
chefs Martin Gehrer, dass wir sparen
müssen. Darum haben wir auch die
Anzahl Sessionen reduziert.

Die 1000 Franken, die jeder Kantons-
rat für Computer und ähnliches be-
kommt, wollten Sie nicht streichen?
Für gewisse Kantonsräte sind diese
Beiträge wichtig.Aber des Geldes we-
gen wird niemand Kantonsrat.

Welche Sparmassnahmen haben Sie
abgelehnt?
Einige Massnahmen aus dem Bil-
dungsdepartement waren Hüftschüs-
se. Ich war beispielsweise dagegen,
dass Italienisch als Schwerpunktfach
im Gymnasium gestrichen wird.

*Yvonne Suter (CVP, Rapperswil-Jona) ist für
Beni Würth in den Kantonsrat nachgerückt.

Kommissionssitze
für das Linthgebiet
St. Gallen. – Folgende Linthgebietsleu-
te nehmen in neuen Kantonsratskom-
missionen Einsitz: zur Entwicklung der
Volksschule Roland Hartmann (SVP)
und Urs Roth (CVP); zur Integrations-
politik Barbara Keller (SVP), Marie-
Theres Huser (FDP) und Silvia Kündig
(Grüne); zur Investitionsplanung für
Bildungseinrichtungen Roland Hart-
mann sowie die beiden Ratsneulinge
Yvonne Suter (CVP) und Peter Zuber-
bühler (FDP). Bei der Neubestellung
der Verwaltungsrekurskommission
wurden alle Kandidierenden aus dem
Linthgebiet gewählt. Für dieAmtsdau-
er 2011–2017 bestellt wurde schliess-
lich auch dieAnklagekammer. (rh)


